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I . Nr. II.  4813 . Diez,  den 123. April 1920
Bekanntmachung.

Der 8. landw. Bezirtsverein hält am
Mittwoch, de» 19. Mai ds . IS ., nachm. S'/» Uhr

in tz o1z h e i m in der /Gastwirtschaft Ebel eine «General¬
versammlung mit folgender Tagesordnung ab-
1. Bericht des Borstandes.
2. Prüfung und Feststellung der Jahrescechnnng für 1918

sowie Entlastung des Rechners,
3. Feststellung des RechnungsvornnschlageSfür 1920,
4. Ergänzungswahl des Vorstandes.
5., Wahl der Delegierten und deren Stellvertreter zur General¬

versammlung des Vereins«'Nass. Land- und Forstwirte.
6. Bvrtrag des Herrn Winterschuldirektors' Dr . Lutte in

Limburg über „Herstellung, Gehalt und Anwendung der
netten stickstoffhaltigen Düngmittel" .

7. Allgemeine Aussprache.
Tie Mitglieder und Freunde des Vereins werden zu

rewt zahlreichem Besuche der Versammlung ergebenst einge-
laden .

Tie Herren Bürgermeister werden um möglichste Ver¬
breitung dieser Bekanntmachung gebeten.

Der Borfitzende
I . V.:

Schön.

Auf Grund der Verordnung des Bunoesrates über den
Verkehr mit Zucker vom 17. Oktober 1817 — R .-G.-Bl.
S . 909 — wird für den Unterlahnkreis folgendes angeord-
net : ^

Artikel  1.
Der S. 10 der Verordnung des KreiMus,chujses über den

Verkehr mit Zucker im Uliterlahnkreis vom 26. Oktober
1916 — Amtl . Kreisblatt 254 - - erhält folgende Fassung:

Für den Verkauf an die Verbraucher werken folgende
Höchstpreise festgesetzt:

Brotraffinade für 1 Pfd . 155 Pfg .,
Gemahl . Zucker für 1 Pfd . 150 Pfa .,
Kristallzucker für 1 Pfd . 159 Pfg ?,
Viktoriakristall für 1 Pfd . 152 Pfg .,
Würfelzucker für 1 Pfd . 156 Pfg ./
Puderzucker für 1 Pfd . 156 Pfg .,
Gaudis für 1 Pfd . 170 Pfo.

Artikel  2.
Diese Verordnung tritt am Mai 1920 in Kraft.
Diez,  den 19. AprU 1920.

Der Kreiöausschuß des Nnterlahnkreises.
J . B. :

Scheuern.

!■ 2556 . D i e z,, den 21. April 1920
Au die Magistrate in Diez, Nassau, Bad Ems ««’*

die Herren Bürgermeister der Landgemeinden
des Kreises.

K.-M kl. 4789. Diez,  de« 23. A- rit 19» .
Bekanntmachung

9rt  Obst- und Weinbauinspekto, Lchiflinzm Geäsrv
Nmi  tsrd am

26 und 27. April ds . Js . in Nrcheln,
Iß . rrnd 11. Mai ds . Js . in Eppenrod,
24. « » d 18. Mai ds . Js . in Hähnstiitte«

jr sin«
Pfropfkursus

«cĥ kte«. _
Um ersten Lage, abends 8V- Uhr/ find.v ein « rickvay

sdM über das
„Nmpfropfen von Ob st bäumen nnp  bie

Beredelungsarten ."
dkm zweiten Tage, vormittags von 9—12 Uhr und nach¬

mittags von 2—5 Uhr finden praktische Hebungen und
Unterweisungen im Umpfropfen von Ohstkäumen statt.

Tie Vorträge und Belehrungen sind für die Teilneh¬
mer, auch aus den Nachbargemeinden, kostenlos.

Die Herren Bürgermeister ersuche ich um ortsübliche
Bekanntmachung und stuf eine zahlreiche Beteiligung hin-
z.lwirken. ,

Wer Landrat
3 . B.:

Scheuern.

t Der Herr Minister für Landwirtschaft, Domänen und
Forsten hat im Interesse der Verminderung des Schwarz¬
wildes folgendes bestimmt;
1. Den Forstbeamteni der Gemeinden und Anstalten und oen
von hchnen angestellten Feld- und Forsthütern kann für die
Erlegung von Schwarzwild mit Einschluß des Fangens in
Soufängen eine Prämie bis zu 0,6 Mark je Kilogramm des
gestrekten Wildes gewährt werden.
2. Staatlichen Forstbetriebsbeamten kann die gleiche Prämie
gewährt werden

a . für außerhalb der, Staatsforsten erlegtes Schwarzwild.
b. für in staatlichen Forsten erlegtes Schwarzwild, für

das ihnen im Unkostenersatz nach dem Erlaß vom
2. Juli 1919 — III  8099 — ; Allgemeine Verfg.
III  70/1919 — über die Jagdnutznng in P ^euß/.chen
Staatsforsten nicht zusteht.

3. Ten zu 1 und 2 genannten Beamten, den Privat 'orstern,
Jagdaufsehern und Forst- ud Feldhütern. Kreisern und Treibern
können für besondere Leistungen bei Vertilgung von Schwarz¬
wild Beilohnungen bis zu '50 Mark jährlich für jeden Einzelne,?'
gewährt werden.
4. Eine Anrechnung einer von Gemeinden, Anstalten oder
Jagdpächtern gewährten Schutzprämie auf die nach Nr. 1
und 2 zu gewährende Prämie findet nicht statt.
5. 'Es ist darauf «h-inzutzvirkem, daß die Jagdpächter in !»en
Jagdvacktverträgen verpflichtet werden, das Schwarzwild wi
Möglichkeit zu vertilgen und zu arm Zwecke die Förster des
mitve'rpachteten Waldes, oie Feld- und Forsthüter und ihre
Llagdaufsckher zur jederzeitigen Erlegung von Schwarzwild
«mächtigen und ihnen angemessene Prämien gewähren.



Ich ersuche die neuen Bestimmungen! den Beteiligten
umgehend weiter bekanntzugebcn und etwaige Anträge auf
Belohnungen für besondere Leistungen bei Bertilgung von
Schwarzwild bei mir einzureichen,

Im übrigen ersuche ich gemäß Ziffer 5 bei den Jagdver¬
pachtungen zu verfahren.

Der Landrat.
I V. :

Sch euer «.

I-  2837 . Diez , den 23. April 1929.
A» die Herren Bürgermeister

der i« Betracht kommenden Landgemeinde «.
lieber die Beschaffung von Metall zum Erfatz der für

Kriegszwecke entcigncten Kirchenglocken sind von der Reichs¬
regierung in der Nationalversammlung (Drucks. Nr.2998 vom
30. Januar 1920), von der Preußischen Regierung in der
Preußischen Landesversammlung am 23. -Januar 1920 (Sten .-
Be'r. S . 8604) ausführliche Erklärungen abgegeben morden.
Aus ihnen erhellt, daß die weitverbreitete Annahme, erheb-
liche Mengen von Glvckenmetall feien ordnungswidrig Händlern
überlassen worden, irrig ist. Wohl haben in der ersten Zeit
nach dem Abschlüsse des Waffenstillstandesnicht alle im Reichs¬
gebiet verteilten Sammelläger streng überwacht werden können.
Zmütesthin ist die ganz überwiegende Menge des beim Eintrit
dch- Waffenstillstandes noch vorhandenen Bestandes der KriegS-
metall-'Aktiengefellschast an Glockenmetall im Kontigentsschein-
versnhren an Endverbraucher der Industrie sachgemäß vergeben
worden. Vom Reichskommissar für die Abwicklung der Mctatl-
mobilmachung soll eine Organisation aller beteiligten, Kreise
Aür Regelung der Glockenbeschaffung geschaffen werden, um
eine Ueberteuerung der ''Glocken zu verhindern, bedürftige Ge¬
meinden. besonders solche ohne jede Glocke zunächst, zu bedenken
und auf die Beschaffung weiterer Metallmengen neben den
vorhandenen nur geringen Beständen hi.uzuwirken. Die Bil¬
dung dieser Organisation ist zweckmäßig abzuwstrten. Für
bereits von den Gemeinden beschaffte neue Glocken kann eine
Staatsbeihilfe leider nicht gewährt Werdens

Bei dieser Sachlage empfiehlt sich die einstweilige Zurück
stMüng etwaiger in Bezug aus die Beschaffung neuer Glocken
vorliegender Anträge und Wünsche.

Sobald die geplante Organisation gesichert ist, wird weitere
Nachricht folgen.

Der Landrat ,
I . V. :

Scheuern.

i  2753 Diez,'  den 23.  April 1920
Bekanntmachung.

Zur Durchführung des Artikels -169 des Friede nsver-
tragcs sind für die 'Bezirke, in denen die einzelnen inter¬
alliierten Kontrollkommissionen tätig sind. Wertrauens,eute
der deutschen Prioatindustrie bestimmt worden. Diese haben
unter anderm den Zweck, -die aus den Kreisen der Privah-
industrie laut werdenden Wünsche>zu sammeln und der inter¬
alliierten Kommission znzusühren.

Frist -den Bezirk Frankfurt ja. M., dem' der Untcrlahnkreis
zugeteilt ist, hat der jtzerv Reichsminister für Wieder nisbaal
'als Vertrauensmann der Prrvatindustrie Herrn Freiherr von
Droste, Syndikus der Jndustrieabteilung der Handelskammer
ernannt.

Tie Herren Bürgermeister werden gebeten, die Jnkmstrie-
ellen in ihren Gemeinden auf vorstehendes aufmerksam machen
zu wollen.

Der Land rat.
J . B. :

Scheuer «.

Preu$$i$d>e Candesomaitimlung.
Sitzung vom 24. April 1920.

Das Haus ist gut besetzt. Ans fer Tagesordnung steht
der Gesetzentwurf über die Bildung von

Groß - Berlin.
Die Parteien der Linken traten in immer deutlicheren

Gevcnsatz zu den bürgerlichen Parteien , die aus die radi¬
kalen Forderungen nach dem schablonisikrten Einheitsberlin

nicht eingehen wollen . Den bürgerlichen Parteien kommt
es bei der Ablehnung des Regiernngsentwurfs vor allem
darauf an zu vermeiden,  daß innerhalb des Deutschen
Reiches uno innerhalb Preußens ein Sonderstaat  ent¬
steht, der auf engem Raum mit vier Millionen Einwohnern

j den fünfzehnten Teil des deutschen Volkes umfaßt . EL
liegt auf der Hand, daß bei rein zahlenmäßigen Abstiw-

! mungen in diesem Groß-Berlin eine radikale Links regie-
. rung zu befürchten ist. Dadurch ergeben sich vor allem
j auf kulturpolitischem Gebiete zahlreiche Erschwernisse für
! die Landes- uno die Reichspolitik. Man behandelte heute
j die Frage des Schulwesens und me des Wahlrechts
- in diesem neuen Gemeindewesen. Die Redner der Rechten

stellten zu den einzelnen Bestimmungen verschiedene Ein¬
zelanträge , welche je nach" oer Haltung der Demokraten
angenommen oder abgelehnt wurden . Von den Demokraten
stammte der Antrag , der Annahme fand , das Gesetz erst
am 1. Oktober  in Kraft treten zu lassen. D'e dritte Be¬
ratung ging flott vor sich. Es erschienen auf der Redner¬
tribüne Oie Vertreter der Linken und her äußersten Rechten.
Mehrfach mußte im Hammelsprung aogestimmt werden.
Die Rechte berief sich nunmehr auf die Geschäftsochnnug,
um die Abstimmung binausznschieben. Sie ward ? auch von
der Zentrumspartei unterstützt , so daß erst am Dienstag
das endgültige Schicksal oes Ge,etzes entschieden wird.

Die Sitzung am Montag wird die erste Lesung des Ver-
fasjungsentwurfs bringen und die vorläufige Reoelnng des
Staatshaushaltsplanes für 1920.

Der deutsche notetat
b.schädigte die Montagsitzung der Nationalversammlung.
Reichsfinanzmiinster Wi rth brachte rhn eui und gab dabei
folgende bemerkenswerten Zahlen aus dein Etat bekannt:
Tie Ausgaben stellen sich auf insgesamt 27,950 Milliarden
Marl gegenüber einer ersten Schätzung von 17,5 Milliarden
Mark^ Ungedeckt bleiben 2,9 Milliarden Mark , die durch
neue Steuern oder Anleihe aufzubringen sind. Der Zinsen¬
dienst erfordert 12,4 Milliarden , die Kriegst -esehädigten- und
Hinterbliebenenfürsorge 3,8 Milliarden , die Besoldungs-
reform 3,1 Milliarden , Heer und Marine fast 1,9 Milliär-
den. An den einmaligen Ausgaben von 4,1 Milliarden er¬
fordert die LebensmittelverbilligunL ; 3 Milliarden . Die
Tumultschäden kosten dem deutschen Volke 1 Milliarde ! Für-
Leistungen aus dem Friedensvertrage sind bisher 5 Mil¬
liarden vorgesehen, die Besatzung hat Deutschland schon
3 Milliarden gekostet.

Volkswirtschaft.
Der Valuta stand  hat ,ich am Samstag wenig

geändert. Die ausländischenWerte bröckelten durchweg etwas ab.
Es galten 100 holl . Gulden 2225 Ml , 106 'belz. Franken
387,50 Mk., 100 schwed. Kronen 13!0 Du ., 1 engl. Pfund
235 Mk.. 1 Dollar 60,50 Dt?., 100 franz . Franken 362,50
Mk , 100 schweiz. Franken 1075 Mk. Am Montag wärest die
Kursrückgänge der fremden Werte stärker. Es notierten;
100 voll. Gulden 2165 Mk., 100 belg. Franken 365 Mk.,
100 schwed. Kronen 1260 Mk., 1 Pfund Sterling 227 Mk.,
1 Dollar 58 Mk., 100 franz . Franken 342,50 Mk., IW
schweiz. Franken 1040 Mk.

Neues aus aller Welt.
— Ter Rhein bleibt deutsch!  Wie Reuter aus

San Remo meldet, hat Llvho George  bekannt gegeben,
daß das Ergebnis seiner Besprechung m i ' Mil¬
le  r a n d in einer gemeinsamen Erklärung niedergelegt
werde, wonach Frankreich und England übereiugekommen
sind, daß die Bestimmungen des Friedensvertrages über die
Entwaffnung durchgeführt werden sollen, und daß der Ge¬
danke der Besetzung des rechten Rheinufers  und
des Ruhrgebills durch Frankreich verworfen
wird.
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